
1. Der Begründung des Projektsteckbriefs für den Korridor D (S. 242) ist zu entnehmen, 

dass es im Nordosten Deutschlands zeitweise zu einer Überdeckung des eigenen 

Bedarfs durch EEG-Stromerzeugung komme. Der geplante Korridor D solle neben 

der Versorgung des süddeutschen Gebiets u.a. auch dazu dienen, überschüssig 

erzeugten Strom über Bayern nach Österreich in die alpinen Speicher zu 

transportieren.  

 



 

3. Aus der Begründung des Projektsteckbriefes für den Korridor D geht weiterhin hervor, 

dass angenommen werde, „Gaskraftwerke ersetzen die stillgelegten Kernkraftwerke 

in Zukunft nicht vollständig, da sie unter den geltenden Marktbedingungen nicht zur 

Sicherung der Grundlast dienen“. Süddeutschland sei daher auf Energietransporte 

aus anderen Regionen mit gesichert verfügbaren konventionellen 

Kraftwerkskapazitäten angewiesen. Es ist anzunehmen, dass hierbei insbesondere 

Strom aus Braunkohle eine Rolle spielen soll. Diese Vorgehensweise widerspricht 

den Klimaschutzzielen – schließlich entsteht bei der Erzeugung von Strom aus 

Braunkohle im Vergleich zur Stromerzeugung in einem Gaskraftwerk wesentlich mehr 

Kohlendioxid.  

Es ist davon auszugehen, dass Gaskraftwerke wirtschaftlich betrieben werden 

können, wenn die Preise für CO2-Zertifikate deutlich erhöht werden. Dann wären 

auch Gaskraftwerke zur Sicherung der Grundlastversorgung einzubeziehen. Die 

Lücke, die durch die Abschaltung der Atomkraftwerke in Bayern entsteht, könnte 

damit mit Gaskraftwerken geschlossen werden, soweit sie nicht ohnehin durch 

erneuerbare Energien verringert werde.  

 

4. Die Szenaren B 2024 und C 2024 gehen – im Gegensatz zu Szenario A 2024 von 

einem Anstieg der installierten Leistung bei Gaskraftwerken aus. Es ist nicht 

nachvollziehbar, warum gerade für Bayern in den Szenaren B 2024 und C 2024 im 

Vergleich zu Szenario A 2024 eine geringere Stromerzeugung in Gaskraftwerken 

angesetzt wird. Die vorhandenen Kraftwerkskapazitäten lassen vermuten, dass die 

mögliche Stromerzeugung in Gaskraftwerken ein Vielfaches der in den Szenarien 

angenommenen Mengen betragen könnte.  

 

5. Experten kritisieren, die technischen Möglichkeiten zur Netzoptimierung werden nicht 

vollständig ausgeschöpft (so z.B. Prof. Dr. Jarass). Dem Prinzip „Netzoptimierung vor 

–verstärkung vor –ausbau“ ist so nicht ausreichend Rechnung getragen.  

 

6. Insgesamt findet der weitere mögliche Ausbau dezentraler Lösungen zur 

Energieversorgung zu wenig Beachtung.  

 

7. Weiterhin ist festzustellen, dass durch die neue Gleichstromtrasse unnötigerweise 

riesige Flächen an Wald, unberührter Natur, geschützten Landschaften und 

Naherholungsgebieten nicht nur gefährdet und bedroht, sondern zerstört werden. 

 

8. Es gibt keinerlei wissenschaftlich fundierte Untersuchungen, dass durch die 

Gleichstromleitungen (weder in Form von Freileitung noch in Form von Erdleitung) 

gesundheitliche Gefährdungen für Menschen nicht bestehen. Insoweit ist auch das 



Fehlen von gesetzlich normierten, bundeseinheitlichen Abstandsflächen nicht 

hinnehmbar. 

 

9. Besonders zu betonen ist nochmals, dass auf der Trasse überwiegend 

Braunkohlestrom in den Süden transportiert wird und nicht regenerativ erzeugter 

Strom. Dies führt auf der einen Seite zu immensen Schadstoffbelastungen bei der 

Produktion und zu ebenfalls immensen Umweltbelastungen und Zerstörungen in den 

Braunkohleabbaugebieten. Auf der anderen Seite werden im Süddeutschen Raum 

die Anstrengungen zur Verstärkten der Erzeugung regenerativer Energien 

konterkariert. Die Milliarden Euro für die HGÜ-Trasse sind wesentlich sinnvoller und 

zukunftsorientierter in der Erforschung z.B. von Stromspeichern einzusetzen. 


